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Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/ 4178, 11 / 4210, 11 / 4612 — 

Entwurf eines Gesetzes über die achtzehnte Anpassung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz und zur Änderung von Vorschriften 
über die Arbeitslosenhilfe (KOV-Anpassungsgesetz 1989 — KOVAnpG 1989) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 ist nach Nummer 16 Buchstabe c folgender Buchstabe 
d einzufügen: 

,d) Absatz 4 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Das anzurechnende Einkommen ist auf die Erhöhung 
nach Absatz 2 oder 3 nur insoweit anzurechnen, als es 
nicht bereits zum Wegfall der Elternrente geführt hat."' 

Bonn, den 31. Mai 1989  

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

Die Elternrente ist insgesamt einkommensabhängig. Während bei 
den ebenfalls einkommensabhängigen Leistungen der Beschä-
digten, Witwen und Waisen die Höhe des anzurechnenden Ein-
kommens davon abhängt, ob diese aus gegenwärtiger Erwerbs-
tätigkeit oder anderen Quellen (z. B. Rente) herrührt, wird diese 
Unterscheidung bei den Eltérn nicht getroffen. Jedes Einkommen 
(auch aus gegenwärtiger Erwerbstätigkeit) wird als „übriges Ein-
kommen" bewertet, was zu einer höheren Anrechnung und damit 
zu einer Benachteiligung derjenigen Eltern führt, die Einkommen 
aus gegenwärtiger Erwerbstätigkeit beziehen. 
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Die Mehrzahl der Elternrentenbezieher befindet sich bereits im 
Rentenalter. Die auf den Personenkreis der erwerbstätigen Eltern 
ausgerichtete Verbesserung belastet daher den Bundeshaushalt 
kaum, die Länderhaushalte im Rahmen der Durchführung des 
Opferentschädigungsgesetzes und des Bundes-Seuchengesetzes 
nur in geringem Umfang. 


